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mit Schreiben vom 01. Februar 2022 beantragten Sie die Nutzung der beim Bundesamt
für Verfassungsschutz (BfV) zur Person „Alois Brunner" (*1912 - †2010) vorliegenden
Akte.

Gemäß § 11 Abs. 6 i. V. m. § 10 Abs. 1 BArchG besteht fürjede  Person auf Antrag ein
Nutzungsanspruch hinsichtlich solcher Unterlagen, die älter als 30 Jahre sind und sich
noch in der Verfügungsgewalt des Bf\/ befinden, soweit keine Einschränkungs- oder Ver-
sagungsgründe nach § 6 Abs. 1 S. 2, § 11 und § 13 BArchG entgegenstehen.
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lch freue mich, Ihnen die anfragegegenständliche Unterlagen, die ermittelt werden konn-
tenund deren Nutzung Ihnen nach den genannten Bestimmungen in dem in der Anlage
ersichtlichen Umfang gewährt wird, übersenden zu können.

Gleichzeitig möchte ich Sie darüber informieren, dass sich im Zuge der Bearbeitung der
Akte „Alois Brunner" ein Hinweis auf eine weitere Akte mit dem Betreff „Alois Brunner
alias Dr. Georg Fischer" ergab. Unter dem Namen des „Georg Fischer“ lebte Brunner ab
1954 in Damaskus. Auch diese Unterlagen werden Ihnen in dem in der Anlage ersichtli-
chen Umfang zur Verfügung gestellt. f

Schließlich möchte ich Sie darauf hinweisen, dass auch die bekannten Alias-Namen des
Brunner („Linden", „Alois Schmaldienst" und „Sajhur") in die Recherche miteinbezogen
wurden. Zu diesen Alias-Namen konnten allerdings keine Unterlagen in den Altaktenbe-
ständen des Bf\/ ermittelt werden.

Die in den Unterlagen vorgenommen Entnahmen und Schwärzungen werden wie folgt
begründet:

1. Entnahmen nach § 6 Abs. 1 S. 2 BArchG

Unterlagen sind dem Nutzungsanspruch nach § 11 Abs. 6 i. V. m. § 10 Abs. 1 BArchG,
entzogen, wenn sie nicht der Verfügungsberechtigung des Bf\/ unterliegen, § 6 Abs. 1
S. 2 BArchG (BVerwG, Beschluss vom 12. September 2017, 6 A 1.15, Juris-Rdnr. 2 ff.
und BVerwG, Urteil vom 30. Januar 2019, 6 A 1.17, Juris-Rdnr. 27). Wenn eine Behörde
aus dem Verfassungsschutzverbund es sich vorbehält, dürfen die von ihr übermittelten
lnformationen nur mit ihrer Zustimmung an Stellen außerhalb der Behörden für Verfas-
sungsschutz übermittelt werden, § 6 Abs. 1 S. 2 BVerfSchG. Die Landesbehörde für Ver-
fassungsschutz hat im vorliegenden Fall die Weitergabe der Schreiben auf den Seiten
369 bis 371, 390 bis 393 und 394 bis 396 an Dritte verweigert. Damit fehlt es dem Bf\/ an
der Verfügungsberechtigung über die in den Dokumenten enthaltenen lnformationen; es
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greift das Zurückbehaltungsrecht nach § 6 Abs. 1 S. 2 BArchG. Die betroffenen Stücke
waren aus diesem Grund zu entnehmen.

2. Entnahmen nach § 11 Abs. 2 BArchG

Bei den Seiten 356 bis 358 und 376 bis 377 handelt es sich um Ablichtungen von Stücken
aus einer Personenakte. Gemäß § 11 Abs. 2 BArchG darf Archivgut, das zu einer natür-
lichen Person geführt wurde, frühestens zehn Jahre nach ihrem Tod genutzt werden.
Vorliegend ist die betroffene Person im Jahr 2013 verstorben, die Schutzfrist des § 11
Abs. 2 BArchG also noch nicht abgelaufen. Die Seiten 356 bis 358 und 376 bis 377 sind
daher einer Nutzung entzogen.

3. Schwärzungen aus Staatswohlgründen § 13 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 BArchG

Gemäß § 13 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 BArchG ist die Nutzung nach § 11 Abs. 6 i. V. m. § 10
Abs. 1 BArchG einzuschränken oder zu versagen, wenn Grund zu der Annahme besteht,
dass durch die Nutzung das Wohl des Bundes oder eine Landes gefährdet wird.

Das Wohl des Bundes oder eines Landes ist ein ausfüllungsbedürftiger Rechtsbegriff, der
alle verfassungsmäßig legitimierten öffentlichen Aufgaben umfasst, deren Erfüllung der
Geheimhaltung bedürfen. Der Verfassungsschutz dient dem Schutz der freiheitlichen de-
mokratischen Grundordnung, des Bestandes und der Sicherheit des Bundes und der
Länder (§ 1 Abs. 1 BVerfSchG). Die notwendige Geheimhaltung der lnformationen, die
Verfassungsschutzbehörden gewonnen haben, der Schutz ihrer Informationsquellen, ih-
rer Arbeitsweise und ihrer Vertraulichkeitszusagen an lnformanten berechtigen daher die
Einschränkung der Nutzung von Unterlagen nach § 11 Abs. 6 BArchG, wenn den Sicher-
heitsbehörden andernfalls durch eine Offenlegung die Erfüllung ihrer Aufgaben ein-
schließlich der Zusammenarbeit mit anderen Behörden erschwert wird (BVerwG, Be-
schluss vom 29. Juli 2002, 2 AV 1/02, Juris-Rdnr. 2; Beschluss vom 13. November 2003,
2 AV 3/02, Juris-Rdnr. 3).
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a) Schwärzungen von Aktenzeichen, Verfügungen und Arbeitshinweisen

Nach ständiger Rechtsprechung des BVerwG sind Schwärzungen, die Aktenzeichen, Or-
ganisationskennzeichen, Verfügungen und Arbeitshinweise betreffen, vom Einschrän-
kungsgrund der Gefährdung des Wohls des Bundes oder eines Landes gedeckt. Diese
lnformationen sind grundsätzlich geeignet, vor allem im Rahmen einer umfangreichen
Zusammenschau, die künftige Aufgabenerfüllung der Sicherheitsbehörden zu erschwe-
ren, weil sich daraus Rückschlüsse auf Arbeitsweisen und Methoden der Erkenntnisge-
winnung ableiten lassen (st. Rspr. vgl. BVerwG, Beschluss vom 20. Januar 2009, 20 F
11.08; Beschluss vom 05. April 2012, 20 F 1.12, Juris-Rdnr. 4; Beschluss vom 10. Mai
2019, 20 F 1.19). Dementsprechende Schwärzungen wurden vorgenommen auf den Sei-
ten 1, 2, 8, 9, 15 bis 17, 19 bis 22, 24 bis 26, 30, 32, 35 bis 36, 53, 60, 61, 84, 86, 88, 90,
123, 130, 137, 144, 192, 200 bis 203, 205, 207, 210, 211, 214, 220, 221, 223, 225 bis
228, 231 bis 236, 238 bis 243, 250 bis 257, 260, 262 bis 267, 269 bis 271, 283, 286, 287,
289, 291, 293 bis 294, 296, 298 bis 300, 302, 303, 305 bis 307, 309, 312, 314, 318, 324
bis 326, 341, 344 bis 346, 348 bis 354, 359 bis 361, 367, 368, 372, 373, 378, 387, 389,

397 bis 410.

b) Schwärzungen zum Schutz von Informationsquellen

Das Bf\/ kann sich auch unter dem Gesichtspunkt des Quellenschutzes auf die Sicherstel-
lung der Aufgabenerfüllung zum Wohl des Staates berufen. Nachrichtendienste sind bei
der Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben auf Angaben Dritter angewiesen und dürfen zum
Schutz der lnformantionsgebenden grundsätzlich deren Identität geheim halten. Dem V\/ohl
des Bundes oder eines Landes würden Nachteile bereitet, wenn diese Daten unter Miss-
achtung einer zugesagten oder vorausgesetzten Vertraulichkeit an Dritte bekanntgegeben
würden. Denn der Bruch einer zugesagten Vertraulichkeit gegenüber Informantionsgeben-
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den wäre generell geeignet, die Aufgabenwahrnehmung der Nachrichtendienste zu beein-
trächtigen, indem die künftige Anwerbung von lnformantionsgebenden erschwert würde
(BVerwG, Beschluss vom 17. November 2016, 6 A 3.15, Juris-Rdnr. 19).

Schwärzungen zum Schutz von Informationsquellen wurden vorgenommen auf den Seiten
202, 231, 373 und 398.

4. Schwärzungen zu Schutz von Rechten Dritter § 13 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 BArchG

Gem. § 13 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 BArchG ist die Nutzung nach § 11 Abs. 6 BArchG einzuschrän-
ken oder zu versagen, wenn Grund zu der Annahme besteht, dass der Nutzung schutz-
würdige Interessen Betroffener oder ihrer Angehörigen entgegenstehen.

Nach der Rechtsprechung des BVerwG sind personenbezogene Daten ihrem Wesen nach
grundsätzlich geheimhaltungsbedürftig, soweit ihre Offenlegung das Persönlichkeitsrecht
der namentlich genannten Personen verletzen würde, sofern diese Daten von einer Be-
hörde erhoben und gespeichert worden sind. Die Offenlegung derartiger Daten gegenüber
privaten Dritten ist allenfalls zulässig, wenn es zum Schutz höherrangiger Interessen un-
erlässlich ist (BVenrvG, Beschluss vom 13. November 2002, 2 AV 3/02, Juris-Rdnr. 5).

Die Annahme derartiger schutzwürdiger Interessen setzt voraus, dass die oder der Be-
troffene noch lebt. Die lnteressender oder des Betroffenen müssen zudem tatsächlich
(noch) schutzwürdig sein. Hieran fehlt es namentlich dann, wenn es sich um Personen der
Zeitgeschichte handelt, die in den Unterlagen nur in ohnehin bereits bekannten Zusam-
menhängen angeführt werden, oder wenn es sich um persönliche Daten handelt, die in
allgemein zugänglichen Quellen erwähnt worden sind, und diese Quellen, etwa Zeitungs-
berichte oder sonstige Publikationen, in den Unterlagen lediglich wiedergegeben sind,
ohne dass dadurch weiterführende Rückschlüsse ermöglicht werden (st. Rspr. vgl.
BVerwG, Urteil vom 30. Januar 2019, 6 A 1.17, Juris-Rdnr. 45).
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Der Schutz persönlicher Daten gilt grundsätzlich auch für Beschäftigte von Behörden. Auch
in ihrer Eigenschaft als Amtswalter und Amtswalterinnen, in der sie öffentlich-rechtliche
Aufgaben wahrnehmen, bleiben sie Träger und Trägerinnen von Grundrechten (BVen/vG,
Beschluss vom 28. November 2013, 20 F 11.12, Juris-Rdnr. 13).

Aus diesen Erwägungen wurden Schwärzungen zum Schutz der Rechte noch lebender
dritter Personen vorgenommen auf den Seiten 25, 56, 124, 128, 134, 142, 212, 253, 254,
261 bis 265, 268, 270,271, 291,292, 294, 296 bis 298, 300, 302, 309, 312,314, 346, 359,
367, 372, 373, 387, 397, 400 und 401, da im Rahmen der Abwägung dem Schutz der
Persönlichkeitsrechte der betroffenen Personen ein höheres Gewicht beizumessen war als
Ihrem Nutzungsinteresse.

Wir weisen darauf hin, dass diese Unterlagen nur mit schriftlicher Einwilligung des Bf\/
an Dritte weitergegeben, vervielfältigt oder veröffentlicht werden dürfen.

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag

█
█ ███████▍▌▌▌

████

Rechtsbehelfsbeleh rung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch
beim Bundesamt für Verfassungsschutz, Köln, erhoben werden.


